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An meine 
Mandanten 
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Mandantenhinweis August 2009 
 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Lohn und Gehalt 

· Ferienjobs für Schüler sind sozialversicherungsfrei 
 

Einkommensteuer 

· Neuregelungen zum häuslichen Arbeitszimmer teilweise verfassungswidrig? 
 
Umsatzsteuer 

· Umsätze aus der entgeltlichen Verpflegung von Lehrern und Schülern einer Ganztages-
schule 

 

Mit freundlichem Grüßen 
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Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung August und September 2009 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.8.2009 10.9.2009 
Umsatzsteuer 10.8.20092 10.9.20093 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

Entfällt 10.9.2009 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.9.2009 

Ende der Schonfrist Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: Scheck5 

13.8.2009 
 

7.8.2009 

14.9.2009 
 

7.9.2009 
Gewerbesteuer 17.8.2009 Entfällt 
Grundsteuer 17.8.2009 Entfällt 
Ende der Schonfrist Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: Scheck5 

20.8.2009 
 

14.8.2009 

Entfällt 
 

Entfällt 
Sozialversicherung6 27.8.2009 28.9.2009 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 25.8./24.9.2009) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Lohn und Gehalt 
Ferienjobs für Schüler sind sozialversicherungsfrei 
Während der Ferien können Schüler unbegrenzt Geld verdienen, ohne sozialversicherungspflichtig zu 
werden. Voraussetzung ist, dass die Beschäftigung im Voraus auf maximal zwei Monate oder 
50 Arbeitstage im Kalenderjahr befristet ist. Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung 
sowie Umlagen fallen bei diesen kurzfristigen Beschäftigungen ebenfalls nicht an, weil es sich nicht 
um so genannte Minijobs handelt. 
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Ar-
beitsentgelt von bis zu 400 € im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die so genannten Minijobs 
anzuwenden. 
Hat ein Schüler das 16. Lebensjahr vollendet und übt er eine kurzfristige Beschäftigung aus, sind Be-
ginn und Ende des Beschäftigungsverhältnisses der zuständigen Krankenkasse auf elektronischem 
Weg zu melden. 
Beispiel: Schüler Max arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 23.7. bis 4.9.2009 in einer Firma 
und erhält dafür ein Entgelt von 800 €. Es entsteht keine Sozialversicherungspflicht, weil er weniger 
als 50 Tage gearbeitet hat. Ab 1.10.2009 arbeitet er für monatlich 400 €. Ab diesem Tag hat der Ar-
beitgeber die pauschalen Beiträge sowie die Umlagen an die Knappschaft Bahn-See zu entrichten. 
 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall umfasst auch Sonn- und Feiertagszuschläge 
Erhält ein Arbeitnehmer wegen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit Entgeltfortzahlung, so umfasst 
diese grundsätzlich auch Sonn- und Feiertagszuschläge. Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschie-
den. 
Es ging um den Fall einer Arbeitnehmerin, die laut Arbeitsvertrag neben einem festen Gehalt auch 
Zuschläge für Sonn- und Feiertagsarbeit erhielt. Als sie einmal an mehreren Sonn- und Feiertagen 
erkrankte, zahlte ihr Arbeitgeber ihr nur das Festgehalt, nicht aber die auf die Krankheitszeit entfallen-
den Sonn- und Feiertagszuschläge aus. Zu Unrecht, wie das höchste deutsche Gericht in Arbeits-
rechtssachen entschied. 
Das Entgeltausfallprinzip erhalte dem Arbeitnehmer grundsätzlich die volle Vergütung einschließlich 
etwaiger Zuschläge. Lediglich Leistungen, die nicht an die Erbringung der Arbeitsleistung in einem 
bestimmten Zeitabschnitt gekoppelt sind, sondern hiervon unabhängig aus besonderem Anlass ge-
zahlt werden, blieben unberücksichtigt. Zuschläge für Sonn- und Feiertagsarbeit seien zusätzliche 
Gegenleistung für die an solchen Tagen zu leistende besonders lästige bzw. belastende Arbeit. Sie 
seien deshalb vom Entgeltausfallprinzip mit umfasst. 
Die Arbeitnehmerin hatte deshalb Anspruch auch auf die Sonn- und Feiertagszuschläge. 
 

Einkommensteuer 
Neuregelungen zum häuslichen Arbeitszimmer teilweise verfassungswidrig? 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sind ab 2007 nur noch als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abzugsfähig, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen 
und beruflichen Betätigung bildet. Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung 
ist der Ort, an dem diejenigen Handlungen vorgenommen und Leistungen erbracht werden, die für 
den ausgeübten Beruf wesentlich und prägend sind. Bei einem Lehrer ist Mittelpunkt seiner Betäti-
gung die Schule, auch wenn er in der Schule keinen Arbeitsplatz hat. 
Das Finanzgericht Münster hat dem Bundesverfassungsgericht die Frage zur Entscheidung vorgelegt, 
ob diese Regelung gegen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz verstößt, weil Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer auch dann nicht mehr zum Werbungskostenabzug zugelassen werden, 
wenn für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 
Das Bundesverfassungsgericht muss nun Klarheit schaffen. 

 

Umsatzsteuer 
Eine nicht umsatzsteuerbare Geschäftsveräußerung im Ganzen liegt nur vor, wenn der Erwer-
ber das Unternehmen fortführt 
Der Bundesfinanzhof hat seine ständige Rechtsprechung, die auf Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofs beruht, bekräftigt, dass eine nicht umsatzsteuerbare Geschäftsveräußerung im Ganzen 
nur vorliegt, wenn der Erwerber beabsichtigt, das erworbene Unternehmen fortzuführen. Beabsichtigt 



der Erwerber hingegen, das Unternehmen stillzulegen, liegt eine umsatzsteuerbare Veräußerung von 
einzelnen Gegenständen vor. 
Der Erwerber muss das Unternehmen nicht unverändert fortführen. Ändert er z. B. aus betriebswirt-
schaftlichen oder kaufmännischen Gründen den Zuschnitt des Unternehmens oder modernisiert die-
ses, liegt gleichwohl eine Fortführung vor. Der Erwerber führt nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 
das Unternehmen allerdings nicht fort, wenn der Unternehmer ein vermietetes Grundstück, das sein 
Unternehmen darstellt, veräußert und der Erwerber das Grundstück nicht mehr vermietet, sondern 
selbst nutzt. Die Selbstnutzung anstatt der Nutzung durch Vermietung ist nicht die Fortführung des 
erworbenen Unternehmens, sondern etwas wesentlich anderes. 

 
Umsätze aus der entgeltlichen Verpflegung von Lehrern und Schülern einer Ganztagesschule 
durch einen privaten Förderverein sind nicht steuerfrei 
Eltern gründeten einen Förderverein, der eine Cafeteria in einem Gymnasium betrieb, damit die Schu-
le als Ganztagesschule anerkannt wurde. Der Förderverein versorgte Lehrer und Schüler entgeltlich 
mit Speisen und Getränken und investierte die Gewinne in Einrichtung und Ausstattung der Cafeteria. 
Der Förderverein musste aber aus fiskalischen Gründen seine Tätigkeit nach wenigen Jahren einstel-
len. Der Verein hatte nicht erkannt, dass die Umsätze aus der entgeltlichen Verpflegung umsatzsteu-
erpflichtig waren. Der Verein war nicht als Erfüllungsgehilfe der Schule anzusehen, bei der solche 
Umsätze steuerfrei geblieben wären, weil der Verein die Kinder nicht zu Erziehungszwecken aufge-
nommen hatte. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Umsatzsteuerpflicht. 

 


